
 
 

 

 

 

Appenzell, 29. Mai 2026 

 

Vernehmlassung Revision Verordnung über die Kantonale 

Versicherungskasse (VKVK) 

 

Hochgeachteter Herr Landammann 

Sehr geehrte Damen und Herren der Standeskommission 

Sehr geehrter Herr Ratschreiber 

Insgesamt ist die vorgesehene Totalrevision des Gastgewerberechts klar als Modernisierung und 

Systembereinigung zu würdigen. Sie bringt insbesondere für neue Betriebsformen eine sinnvolle 

Entlastung und rechtliche Klarheit. Positiv hervorzuheben ist zudem der Verzicht auf die bisherige 

kantonale Wirteprüfung als Voraussetzung für die Ausübung des Gastgewerbes. Der AVA fehlt jedoch 

eine Erläuterung, warum in Appenzell Innerrhoden bewusst eine höhere Eintrittsschwelle in das 

Gastgewerbe als in anderen Kantonen gelegt werden soll.  

Kritisch beurteilt wird insbesondere auch die Entwicklung im Bereich des Jugendschutzes. Auch wenn 

eine Anpassung an heutige Standards grundsätzlich sinnvoll sein kann, besteht hier die Gefahr einer 

faktischen Aufweichung bestehender Schutzmechanismen. Gerade im Gastgewerbe ist der 

Jugendschutz ein zentrales öffentliches Interesse, weshalb eine sorgfältige Ausgestaltung zwingend 

ist. 

Die AVA fordert mehr Konsistenz in den Regelungen sowie eine höhere Gewichtung des 

Schutzbedürfnisses von Jugendlichen und macht Vorschläge zur Reduktion administrativer Hürden. 

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen. 

 

Im Auftrag des Vorstands der AVA 

Ursulina Kölbener, Co-Präsidentin 

Marco Keller, Co-Präsident 

  

https://mitwirken.ai.ch/vernehmlassung/sbk4xf97
https://mitwirken.ai.ch/vernehmlassung/sbk4xf97


 

Gastgewerbegesetz 

Grundsätzliches / Generelle Anmerkungen zu dieser Vorlage 

Die AVA steht einem Verzicht auf die Patentpflicht offen gegenüber, da die Praxis in vielen Kantonen 

gezeigt hat, dass ein Wirtepatent allein keine Garantie für verbesserte Dienstleistungsqualität oder 

weniger Verstösse ist. Die AVA fordert eine Auseinandersetzung mit dieser Thematik und 

entsprechenden Ausführungen in der Botschaft. 

Art. 4 Abs. 2 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA kann nicht nachvollziehen, warum in Absatz 2 lediglich Pietätsgründe erwähnt werden. Sind 

andere Gründe in anderen gesetzlichen Grundlagen geregelt? Oder sind keine anderen Gründe für 

das Untersagen eines Unterhaltungsanlasses vorstellbar? 

 

Art. 5 Abs. 1 

Antrag 

Das für die Gewerbepolizei zuständige Amt unterstützt und berät das Departement, die Bezirke und 

das Gastgewerbe in wirtschaftspolizeilichengewerbepolizeilich Belangen. 

Begründung oder Anmerkung 

Aus Sicht der AVA ist der Begriff "gewerbepolizeilich" passender als "wirtschaftspolizeilich". Durch die 

Anpassung wird auch der Begriff aus der Sachüberschrift wiederverwendet. 

 

Art. 6 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Müssten Brandschutzkontrollen explizit als Aufgabe der Bezirke definiert werden? 

 

Art. 6 Abs. 1 lit. f. 

Begründung oder Anmerkung 

Bisher war - gemäss Art. 14a GaV - die Bewilligung und Kontrolle von Raucherbetrieben eine 

Kompetenz des Justiz-, Polizei- und Militärdepartement. Warum wird diese Kompetenz vom 

Departement zu den Bezirken verschoben? In der Botschaft ist keine Begründung ersichtlich. 

 

Art. 6 Abs. 1 lit. g. 

Begründung oder Anmerkung 

Es fehlt eine Definition von Festwirtschaften. Aus der Botschaft (S.6 erster Absatz) wird der Eindruck 

erweckt, dass "Festwirtschaften" und "Gelegenheitswirtschaften" in dieser Gesetzesvorlage als 

Synonyme verwendet werden. Im Entwurf der Verordnung tauchen die beiden Begriffe aber wieder 

einzeln auf. Eine Klärung und Umschreibung der Begrifflichkeiten wird gewünscht. 

 



 

Art. 7 Abs. 2 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA erwartet dass die Bedingungen für Auflagen in der Verordnung weiter umschrieben werden. 

 

Art. 7 Abs. 3 

Antrag 

Sind die gesetzlichen Voraussetzungen für die Patenterteilung noch nicht erfüllt, kann von deren 

Erfüllung jedoch in absehbarer Zeit ausgegangen werden, kann ein provisorisches Patent erteiltfür die 

Dauer eines Jahres erteilt werden. Dieses kann nicht verlängert werden. 

Begründung oder Anmerkung 

Es soll definiert wie lange ein provisorisches Patent gültig ist. Die AVA schlägt eine Dauer eines 

Jahres vor. Es soll verhindert werden, dass ein provisorisches Patent fortlaufend verlängert werden 

kann. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. a. 

Antrag 

Spitäler und Kliniken, soweit Speisen und Getränke nur an die Patienten und Patientinnen, deren 

Besucher und Besucherinnen und das Personal abgegeben werden; 

Begründung oder Anmerkung 

Spitäler und Kliniken sollen unabhängig davon, an wen sie Speisen und Getränke abgeben, von der 

Patentpflicht befreit werden. Die vorgeschlagene Formulierung führt zu unnötigem administrativem 

Aufwand. Die betroffenen Institutionen erfüllen bereits umfangreiche gesetzliche Vorgaben und 

stehen unter staatlicher Aufsicht. Eine zusätzliche Patentpflicht für die Abgabe von Speisen und 

Getränken an externe Gäste schaffen keinen Mehrwert. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. b. 

Antrag 

Alters- und Pflegeheime sowie Einrichtungen für Menschen mit einer Behinderung, soweit Speisen 

und Getränke nur an die Bewohner und Bewohnerinnen, deren Besucher und Besucherinnen und das 

Personal abgegeben werden; 

Begründung oder Anmerkung 

Auch Alters- und Pflegeheime sowie Einrichtungen für Menschen mit einer Behinderung sollen 

generell von der Patentpflicht befreit werden. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. c. 

Antrag 

Schul- und Betriebskantinen, soweit Speisen und Getränke nur an die Schüler und Schülerinnen, 

deren Besucher und Besucherinnen und das Personal abgegeben werden; 



 

Begründung oder Anmerkung 

Bemerkung zum Formulierungsvorschlag: Im Sinne der Gleichbehandlung mit Spitälern und Kliniken 

sowie Alters- und Pflegeheime und der anderen hier aufgezählten Einrichtungen. Es ist nicht 

nachvollziehbar, weshalb für Schul- und Betriebskantinen andere Regeln gelten sollen. Aber auch hier 

ist die AVA der Meinung, dass Schul- und Betriebskantinen generell von der Patentpflicht befreit 

werden sollen. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. d. 

Antrag 

Kinder- und Schulheime sowie Kindertagesstätten, soweit Speisen und Getränke nur an die 

Bewohner und Bewohnerinnen bzw. Betreuten, deren Besucher und Besucherinnen und das Personal 

abgegeben werden; 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. e. 

Antrag 

Jugendlokale, die sich keinem wirtschaftlichen Zweck widmen, sofern sie ausschliesslich alkoholfreie 

Getränke anbieten; 

Begründung oder Anmerkung 

Im Sinne des Jugendschutzes sollen Ausnahmen der Patentpflicht nur gelten, wenn kein Alkohol 

ausgeschenkt wird. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. f. 

Antrag 

Betriebe für die Abgabe von Speisen und alkoholfreien Getränken zum Konsum an Ort und Stelle mit 

bis zu sechs Steh- oder Sitzplätzen; 

Begründung oder Anmerkung 

Die vorgeschlagene Formulierung entspricht aus Sicht der AVA nicht dem Leitgedanken einer 

liberalen, einfachen und unbürokratischen Revision. Erfahrungsgemäss bieten die meisten Betriebe 

neben alkoholfreien auch alkoholische Getränke an. Die betroffenen Betriebe müssten daher trotz der 

vorgesehenen Ausnahme weiterhin ein Patent beantragen. Der Verkauf von alkoholischen Getränken 

soll für alle unter den Buchstaben f bis k genannten Betriebe - ohne Patentpflicht - erlaubt werden. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. g. 

Begründung oder Anmerkung 

Die Situation bei Übernachtung auf einem Alpbetrieb (betreffend Abendessen) müsste geklärt werden. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. j. 

Begründung oder Anmerkung 



 

Der Begriff "Gelegenheitswirtschaft" wird erst in Art. 9 kurz umschrieben. Es fehlt eine allgemeine 

Definition des Begriffs. 

 

Art. 8 Abs. 1 lit. k. 

Antrag 

Anbieter, welche Speisen und Getränke für nicht öffentliche Anlässe liefern oder bereitstellen. 

Begründung oder Anmerkung 

In der Botschaft wird nicht begründet, weshalb zwischen öffentlichen und nicht öffentlichen Anlässen 

unterschieden wird. Die Patentpflicht für Cateringbetriebe soll für Anlässe - unabhängig von der Art - 

entfallen. 

 

Art. 8 Abs. 2 

Antrag 

Lokale von Vereinen können auf Gesuchsind von der Patentpflicht befreit werden, wenn sie: 

Begründung oder Anmerkung 

Eine generelle Befreiung von der Patentpflicht der Lokale von Vereinen, welche die Voraussetzungen 

gemäss Buchstaben a–d erfüllen, trägt zur Reduktion der Bürokratie bei. Vereine leisten einen 

wichtigen Beitrag für die Gesellschaft, werden mehrheitlich ehrenamtlich geführt und sollen daher von 

unnötigen bürokratischen Aufgaben bewahrt werden. 

 

Art. 8 Abs. 3 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA vermisst einen Artikel oder Absatz, welche die Meldepflicht im Grundsatz regelt. 

 

Art. 9 Abs. 2 

Begründung oder Anmerkung 

Die Unterscheidung zwischen "Gastwirtschaft" und "Gelegenheitswirtschaft" sollte aus Sicht der AVA 

weiter vorne im Gesetz, z.B. unter "Allgemeine Bestimmungen", definiert werden. 

 

Art. 9 Abs.  5 

Begründung oder Anmerkung 

Bei Verzicht auf eine Patentpflicht für Anbieter, welche Speisen und Getränke liefern, entfällt dieser 

Absatz. 

 

Art. 10 Abs. 1 lit. b. 

Antrag 



 

fachliche Kenntnisse nachweisennachweist; 

Begründung oder Anmerkung 

redaktioneller Hinweis 

 

Art. 10 Abs. 1 lit. e. 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA vermisst in der Botschaft eine Begründung, weshalb die Frist von fünf auf drei Jahre 

reduziert wird. Gerade bei wiederholten Verstössen sind drei Jahre sehr kurz. 

 

Art. 10 Abs. 1 lit. f. 

Antrag 

nichtdie in einemkeinem Weisungs- und Abhängigkeitsverhältnis zu einer Person steht, auf die 

Buchstabe e nicht zutrifft. 

 

Art. 10 Abs. 4 

Antrag 

Die Standeskommission regelt, welche Unterlagen dem Gesuch beizulegenmit welchen Unterlagen 

diese Voraussetzungen zu belegen sind. 

 

Art. 11 Abs. 3 

Begründung oder Anmerkung 

Die AVA fragt sich, ob dies nicht bereits in Art. 6 Abs. 1 Buchstabe h abschliessend geregelt ist? 

 

Art. 12 Abs. 2 

Antrag 

Die Öffnungszeiten gelten nicht für die beherbergten GästeFür beherbergte Gäste dürfen die 

gastgewerblichen Betriebe ohne zeitliche Einschränkungen geöffnet sein. 

Begründung oder Anmerkung 

Eine Umformulierung würde zu besserem Verständnis führen. 

 

Art. 12 Abs. 3 

Begründung oder Anmerkung 

Bezieht sich dieser Absatz nur auf Aussenflächen von gastgewerblichen Betrieben? Gemäss der 

Definition in Art. 1 Abs. 1 zählen Openair Veranstaltungen auch zu gastgewerbliche Betriebe? 

Gemäss Botschaft sind Verlängerungen explizit nicht möglich. 



 

 

Art. 13 Abs. 2 

Antrag 

Fallweise kann für Veranstaltungen oder Anlässe in einem bestimmten gastgewerblichen Betrieb und 

auf Aussenflächen eine Verlängerung beziehungsweise Aufhebung der Öffnungszeiten bewilligt 

werden. 

Begründung oder Anmerkung 

Aus Sicht der AVA ist die Aufhebung der Öffnungszeiten mit einer Freinacht gleichzusetzen. Um auch 

Openair Veranstaltungen abzudecken, sollen Aussenflächen ebenfalls in diesen Artikel aufgenommen 

werden. 

 

Art. 17 Abs. 1 

Antrag 

Eine Person kann Inhaberin von mehreren Patenten für die Ausübung des Gastgewerbes sein. Sie 

hat in diesem Fall für jeden Betrieb eine verantwortliche Betriebsleiterin oder einen verantwortlichen 

Betriebsleiter als Stellvertretung einzusetzen, die dem zuständigen Bezirk zu melden ist. Länger als 

vier Wochen dauernde Abwesenheiten sind dem zuständigen Bezirk zu melden. 

Begründung oder Anmerkung 

Der Satz "Länger als vier Wochen dauernde Abwesenheiten sind dem zuständigen Bezirk zu 

melden." soll als separater Absatz im Artikel 17 aufgenommen werden. Ebenfalls soll die dauernde 

Abwesenheit zeitlich beschränkt werden. 

 

Art. 18 Abs. 1 

Antrag 

Jugendliche unter 1415 Jahren dürfen sich in gastgewerblichen Betrieben nach 22.00 Uhr nur in 

Begleitung von Erwachsenen aufhalten. Davon ausgenommen sind Jugendlokale. 

Begründung oder Anmerkung 

Die Altersstufe zwischen 14 und 15 Jahren gilt in der Entwicklungspsychologie als kritische Phase der 

Pubertät, in der die Gruppendynamik stark zunimmt, während die Risikoeinschätzung (insbesondere 

bezüglich Alkohol, Tabak oder Gruppenzwang) noch schwach ausgeprägt ist. Zwar dürfen Bier und 

Wein in der Schweiz erst ab 16 Jahren gekauft werden, doch der unbegleitete Aufenthalt in 

Gaststätten birgt das Risiko des indirekten Konsums (z.B. Weitergabe durch Ältere). 

 

Art. 19 Abs. 1 

Antrag 

Gastgewerbliche Betriebe haben mindestens drei alkoholfreie Getränke nicht teurerpreisgünstiger 

anzubieten als das billigste alkoholhaltige Getränk in gleicher Menge. 

Begründung oder Anmerkung 



 

Die AVA spricht sich im Sinne des Jugendschutzes für preisgünstigere alkoholfreie Getränke und 

nicht gleich teure aus. Ein gleicher Preis schafft optisch und psychologisch keinen Kaufanreiz. Ist das 

alkoholfreie Getränk jedoch spürbar günstiger, entsteht ein echter finanzieller Vorteil für den Gast. 

Dies lenkt das Konsumverhalten – insbesondere von Jugendlichen – aktiv in Richtung Abstinenz. 

 

Art. 22 Abs. 1 

Antrag 

Wer gewerbsmässig Gäste beherbergtein Gastgewerbe betreibt, ist ermächtigt, eine Gästekontrolle 

zu führen. 

Begründung oder Anmerkung 

Gemäss Ausführungen in der Botschaft sollen nicht nur Beherbergungsbetriebe sondern jegliche Art 

von Gastgewerbe Gästekontrollen durchführen können. Um keine Missverständnisse zu schaffen, 

schlägt die AVA eine redaktionelle Änderung vor. 

 

Art. 22 Abs. 3 

Begründung oder Anmerkung 

Ist dies nicht abschliessend im Bundesgesetz über den Datenschutz (235.1) geregelt? 

 

Art. 23 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Die Botschaft stimmt inhaltlich nicht mit der Formulierung des Absatzes überein. Grundsätzlich ist die 

AVA mit der Regelung einverstanden, dass nur der Handel mit gebrannten Wassern und nicht der 

Handel mit allen alkoholischen Getränken patentpflichtig ist. 

 

Art. 25 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Der Titel soll auf "Voraussetzungen" angepasst werden. 

 

Art. 25 Abs. c. 

Antrag 

nicht in einemdie keinem Weisungs- und Abhängigkeitsverhältnis zu einer Person steht, auf die 

Buchstabe b nicht zutrifft. 

 

Art. 25 Abs. 2 

Antrag 

Die Standeskommission regelt, welche Unterlagen dem Gesuch um Patenterteilung beizulegen sind. 



 

 

Art. 27 Abs. 1 

Antrag 

Die Aufsichts- und Vollzugsorgane von Kanton und Bezirken erheben für ihre Amtshandlungen 

kostendeckende Gebühren. 

Begründung oder Anmerkung 

Kann dieser Absatz mit dem in Krafttreten des SOG wieder gestrichen werden? Dort ist ein 

allgemeiner Gebührenartikel angedacht. 

 

Art. 28 Abs. 3 

Begründung oder Anmerkung 

In der Verordnung sind keine Artikel resp. Vorschläge dazu enthalten. 

 

Art. 29 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Es ist zu prüfen, ob Art. 29 in die Verordnung verschoben werden soll. 

 

Art. 30 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Umfasst die Kontrolle auch die Überprüfung der Meldepflicht? 

 

Art. 31 Abs. 1 lit. b. 

Antrag 

der Betrieb wiederholt übermässige Immissionen verursacht; 

Begründung oder Anmerkung 

Auch in diesem Fall, soll es erst im Wiederholungsfall zu einem Entzug des Patentes kommen. 

 

Art. 36 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Aus Sicht der AVA ist dieser Absatz nicht nötig. Die Anwendbarkeit des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes ergibt sich bereits abschliessend aus dem übergeordneten Recht 

(Art. 1 VerwVG). 

 



 

Art. 38 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Bei gewissen Artikeln (Art. 27 Abs. 3, Art. 28 Abs. 3, Art. 30 Abs. 1) wird die Kompetenz des Grossen 

Rats zusätzlich und explizit erwähnt. Aus Gründen der Übersichtlichkeit ist eine zentrale 

Generaldeligierung am Ende des Gesetzes vorzuziehen. Könnten die erwähnten Absätze im Gesetz 

gestrichen werden? 

  



 

Gastgewerbeverordnung 

Art. 2 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Sind 10 Tage sinnvoll? Fastnachtsbetriebe dauern länger als 10 Tage, weshalb eine Verlängerung 

der Dauer zu prüfen ist. 

 

Art. 3 Abs. 1 

Begründung oder Anmerkung 

Die gesetzliche Grundlage für das Patent für eine Festwirtschaft fehlt aus Sicht der AVA. 


